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In hglt; 

Das Pfarr: Armeninftitut. Von Dr. Ernſt Baron Exlerde. 

Mitthellungen aus ber Prazis: 

Die Amtshandlungen der Gemeinden in Einquartierungsſachen geſchehen 
im übertragenen Wirkungskreiſe, und Einquartſerungsfragen und Strei⸗ 
tigleiten, inſofern es ſich nicht lediglich um die Repartſtion der Gh 
quartierung handelt, gehören vor das Forum der polilſſchen Behörden. 

Ein Fall zur Frage, ob eine Gemeinde auch von „eingeführten“ Verzeh 
rungsſteuerobjeclen, insbeſondere Spiritus und Branntwein, die Zu: 
ſchläge erheben könne. 


Aus dem Fragekaſten. 
Verordnungen. 


Literariſche Anzeigen. 


Das Pfarr-Armeninſtitut. 


Von Dr. Ernſt Baron Exterde. 


Das Pfarr⸗Armeninſtitut iſt in feiner jetzigen Geſtalt eine Ein⸗ 
richtung Katfer Joſeph's II., welcher an die Stelle der von ihm auf⸗ 
gehobenen frommen Bruderſchaften die eine der thätigen Liebe des 
Nächſten ſetzte und damit das pfarrliche Armeninſtitut, dem das Ver⸗ 
mögen der aufgehobenen Bruderſchaften zugewieſen wurde, ins Leben 
rieſ. Mit dem hiſtoriſchen „kirchlichen Spend⸗ und Armengute“ als 
einer Portion des Kirchenvermögens (Walter's Kirchenrecht 245 folg.) 
hängt daher das Pfarr⸗Armeninſtitut nicht zuſammen. Kaiſer Joſeph 
reflectirte ) bei feiner Emanation, wie folge: „In den ganzen erften 
tauſend, fa eilfhundert Jahren beſtauden in der ganzen latholiſch en 
Kirche keine Bruderſchaften oder abgeſonderte Liebesperſammlungen, 
und die ganze Ehriſtenheit in Jeſu Chriſto iſt eine Bruderſchaft gewe⸗ 
fen. Hieraus wird Jedermann den unwiderleglichen Schluß leicht ſelbſt 
ziehen, daß die nachmals erſt aufgekommenen fo vervielfältigten und, 
man kann wohl ſagen, großentheils verunſtulteten Bruderſchaften zur 
Wirkung des allgemeinen Seelenheiles nichts beitragen, alfo auch meder 
unmittelbar noch mittelbar nothtwendig ſeien. Sonſt würden auch die 
Apoſtel und die erſten frömmſten Bischöfe der allgemeinen Kirche fte 
ſchon haben einführen mäſſen, und man hatte fie nicht über eilfhun⸗ 
dert Jahre entbehren können. Nach fo langen Jahren erſt fielen hie 
und da einige Chrlften darauf, nach Art der Mönche, die ſich ſchon 
in Klöſtern zu verſammeln, und ihre guten Werke und Gebete einan⸗ 
der auf eine ſichtbare Weiſe mitzutheilen angefangen hatten, auch unter 
den Laien ſolche Liebesverſammlungen zur gemelnſchaftlichen Theilneh⸗ 
mung an den allgemeinen Andachtsuͤbungen und frommen Werken 
gewiſſer Menſchen zu errichten, mie dann wirklich die im dreizehnten 
Jahrhunderte unter dem Pabſte Clemens dem Vierten errichtete Bruder⸗ 


*) Protokoll deren kaiſerlich⸗königlich⸗Landesfürſtlichen Verordnungen und 
Geſete in publieo ecelesiastieis von 1770 bis 1782. Erſter Band. Fortl. Nr. 104. 
Dies Buch iſt verlegt von Franz Kaver Müller im Büchergewölb bei Allerheiligen. 


ſchaft de Vexillis allgemein die allererſte gehalten wird, und da tur» 
den anfangs das Beſuchen der Kranken, der Gefangenen, Speiſung 
und Bekleidung der Armen, Unterrichtung der Kinder, der Irrenden, 
der Unwiſſenden, mit einem Worte die Ausübung der von der heilt 
gen Religſon vorgeſchriebenen Werke der Barmherzigkeit zum Haupt⸗ 
zwecke dieſer Liebesverfammlungen und zur vorzüglichſten Beſchäftigung 
der verſammelten Brüder und Schweſtern gemacht. Die Ausübung 
der Nächſtenliebe, welche durch ſolche Verbindungen hie und da leb⸗ 
hafter betrieben zu werden wenigſtens gehofft ward, machte die Bru⸗ 
derſchaften Anfangs verehrungswürdig, und ſie wurden daher von 
Biſchöfen, Päbſten und Landesfürſten mit geiſtlichen und weltlichen 
Vorzügen, Indulten und Vorrechten beſchenkt und berherrlichet. Allein 
da aus vielen ſehr nützlichen Handlungen theils durch Nebenabſichten, 
theils durch übertriebenen Eifer öfters dem Staate und der Religion 
ſchädliche Mißbrauche und Unordnungen erwachſen, fo hat ſich ein 
Gleiches auch durch die übermäßig vermehrte Anzahl der Bruderſchaf⸗ 
ten ergeben. Es ſcheint daher geboten, anſtatt aller dieſer abgetheil⸗ 
ten Bruderſchaften eine einzige Liebesverſammlung *) unter der ehr⸗ 
würdigen und dem Hauptendzwecke aller Verbrüderungen angemeſſen⸗ 
ſten Benennung der thätigen Liebe des Nächſten und unter! 
dem allmächtigen Schutze des Heilandes Jeſus Chriſtus, errichten zu 
laſſen, welcher Bruderſchaft alle die wefentlichen geift- und weltlichen 
Vorrechte und Vorzüge eigen bleiben werden, die alle vorigen mit 
dieſer nun zu vereinbarenden Bruderſchaften miteinander gehabt haben 
und in welcher alle jene Andachttzubungen, die nach der dermaligen 
Gottes dienſteinrichtung noch beſtehen, ſtalthabeu können. Damit nun 
aber dieſe allgemeine Bruderſchaft ihren wahren Endzweck gewiſſer 
erfüllen, ihre Benennung der thäligen Liebe des Nächften vollkommen 
verdienen und gemeinnützig für das zeitliche Leben hiernieden und 
durch die geſammelten Verdienſte auch für die Ewigkeit merden möge, 
ſoll die Verſorgung der Armuth mit dieſer Bruderſchaft verbunden 
werden. Wie nothig und vortheilhaft einem Staate überhaupt die 
Abſtellung des höchſt ſchädlichen Mußiggangs und ungeſtümen Bektelns 
und die zweckmäßige thunlichſte Verſorgung aller würdigen Armen ſo⸗ 
wohl in Abſicht der Religion, als in Abſicht des gemeinen Beſten 
ift, bedarf keiner zergliederten Ausführung, weil Jedermann ohnehin 
davon überzeugt iſt. Soweit nun die Grundlage dieſer Armenverpfle⸗ 
gung, als die Errichtung der zur Beſchäftigung der arbeitsfähigen, 


| jedoch ſolche nicht allzeit findenden, Menſchen und zur Beſlrafung und 


Beſſerung der muthwilligen Bettler erforderlichen Arbeitshäuſer, danu 
die Verpflegung der Kranken und ſiechen Armen, die für die arme 
verlaſſene Jugend unentbehrlichen Findel⸗ und Wniſenhäuſer zur poli⸗ 
tiſchen Geſetzgebung gehöret, dafür wurden bereits die Anflalten 
getroffen. Nur alſo die Verſorgung der würdigen Haus⸗ und anderen 
Armen, die auch nicht als Siehe und Kranke in den dazu gewidme⸗ 
ten Häuſern aus den bisherigen Fonds verpflegt werden mögen; 


*) Ein Baum unterffjeibet ſich dadurch von einem Strauch, daß ſich aus 
der Wurzel nur ein Stamm erhebt, während fid; beim Strauch aus der Wusel 
mehrere Stämme erheben. Der Baum wächst groß und ſtark beran, kot 
Welter und Mind, und ſchüßt und ſchirmt; der Strauch aber hebl ſich kaum 
über den Boden. So dachte Joſef II. aus der Wurzel der Nächſtentlels eine 
mächtig und ſiark mirtende Wohlikätigkeilsanftalt ftatt ber vielen zerfplitterten 
Beuderſchaften entitehen zu laſſen. 


gleichwohl wegen Alters, körperlicher Gebrechen oder ſouſtiger Umſtände 
nicht fühig find, fi und den Ihrigen die nöthige Nahrung und Uns 
terhaltung zu erwerben oder in erklecklichem Maße zu verſchoffen, ſoll 
der thätigen Liebe des Nächſten, alſo den freiwilligen Mitgliedern 
dieſer geſellſchaftlichen Vereinigung aus Liebe des Nüchſten, als der 
einzigen ferner heftehenden Bruderfchaft, anvertraut werden. 

Dies iſt das neue Armeuinſtitut. — Mau verfieht ſich zu der 
jedem Menſchen und hauptſächlich Chriſten von Gott ſelbſt vorgeſchrie⸗ 
benen Nächftenfiebe und Almoſen⸗Austheilung, wobei auch ein Jeder 
auf Krankenverpflegung und Unterrichtung der Jugend und der Unwiſ⸗ 
ſenden feine beſonderen Beiträge beſtimmen kann, daß hernach, wenn 
durch dieſe aus wahrer Menfchenliche angeordnete Armenanſtalt das 
Betteln abgeſtellt, und die Gelegenheit Almoſen von der Hand zu 
geben, aufgehört haben wird, Jeder aus Chriſtenpflicht und Menſchen⸗ 
liebe ſelbſt bedacht fein werde, von ſeinem Ueberfluſſe zur allgemeinen 
Armenverſorgung thunlichſt beizutragen; von welcher Jeder eben felbft 
Bequemlichkeit und unverhältnißmäßigen Vortheil zu gewärtigen hat. 
Ungeachtet man übrigens das wirkliche Almoſengeben von der Hand 
unter einer feſtzuſetzenden Strafe nicht verbieten will, fo hofft man 
doch, daß jeder das allgemeine Beſte liebende Bürger die Haltung 
der allerhöchſten Gebote, wie es die Schuldigkeit aller Unterthanen 
iſt, durch dergleichen der Verforgungsanſtalt nuchtheilig werdendes 
Almoſenaustheilen nicht erſchweren und zu derſelben Uebertretung 
nicht mitwirken werde. Dagegen iſt aber gleichwohl Niemandem ver⸗ 
wehrt, armen Augehörigen oder ſonſt kümmerlich lebenden Perſonen, 
als die nicht zur völligen ſtandesmäßigen Verpflegung bel der ein⸗ 
führenden Mrmenverforgungsanftalt gelangen, unter der Hand einigen 
Beiſtand zu leiſten. Wie alſo hier umſtändlich erklärt worden, ſind 
die verſchiedenen bisher beſtandenen von ihrem erſten Hauptzweck 
großenthells entfernten Bruderſchoften, von nun nach ihrer verſchie⸗ 
denen Benennung in eine einzige umgeſtaltet; und jedem ihrer bls⸗ 
herigen Mitglieder ſteht es frei, auf allzeit aus⸗ und zurück, oder in 
dieſe an die Stelle, und mit ſogeſtaltiger Vereinbarung aller übrigen 
gefetzte chriſtlich thatige Nuͤchſten⸗Liebesverſammlung und Bruderſchaft 
überzutreten. Wenn die Waohlthaten des Adels, der Kleriſey, der 
angeſehenſten Bürger und ſelbſt des arbeitſamen Volkes, das von den 
Erwerbungen feines Schweißes dle Noth feiner Mitmenſchen zu erleich⸗ 
tern fo geneigt war, wenn dieſe häufigen bis nun erwieſenen Wohl⸗ 
thaten nicht genugſam ergiebig, und großenthells ohne Wirkung zu 
ſein ſcheinen; fo kam etz daher, daß die Privatmildthätigkeit ohne 
Richtung ſich ſelbſt überloſfen und ihr bei dem Zuſammenfluſſe wür⸗ 
diger und unwuͤrdiger Menſchen die Wahl beinahe unmöglich gemacht 
ward. Man erweist alſo ohne Zweifel den Herzen aller gutthätigen 
Menſchen, dem Stagte und der wahren Armuth einen weſentlichen 
Dienft, wenn man die Privatwohlthäligkeit gewißermaßen auflläret und 
auf diejenigen Gegenſtände leitet, denen fie das Gute, fo fie erweist, 
ohnehin vorzüglich beftimmt hat. Das tft die eigentliche Abſicht des 
unter der Benennung der Vereinigung aus Liebe des Nächſten zu 
errichtenden Armeninſtituts, welches wegen feiner allgemeinen Anwend⸗ 
barkeit auf alle geſellſchaftlichen Verfaſſungen, und, da es ſich mit 
allen veligiöfen Meinungen verträgt, beſtätiget, und deſſen Einführung 
in der Hauptſtadt und auf dem Lande genehm gehalten wird. 

Die Abſicht der Vereinigung tft, wahre Arme zu verſorgen und 
mit den Mitteln der Almoſenzuflüſſe die Bettelei abzuſtellen, 

Die Beurtheilung der Hilfe, die ein Armer verdient, fowie die 
Verwendung des Almoſens überhaupt, wird in jedem Pfarrbezirke 
unter den Augen des Seelſorgers und- der von den Pfarrgemeinden 
ſelbſt gewählten, ihr Vertrauen beſitzenden und unentgeltlich dienenden 
Borfteher, mit aller möglichen Oeffenllichkett, vorgenommenen, und 
hierüber von den bei jeder Pfarrgemeinde beſtellten Rechnungsführer 
eine umſtäudliche Rechnung gehalten.“ — 

Die Pfarr⸗Armeninſtitute wurden provinzen⸗, ſelbſt ſtüdteweis 
eingeführt: fo in Wien und in Defterreich mit Hof⸗Entſchließung vom 
2. Jun 1783, in Galizien mit Patent vom 3. November 1786, in 
Trieſt mit Hof⸗Decret vom 19. September 1784, in Steiermark ex 
Cons. Gub. Int. Austr. unterm 1. September 1784, in Graz mit 
Verordnung vom 1. December 1784, in Böhmen mit Verordnung 
vom 25. Jänner 1785, in Brünn mit Verordnung vom 15. April 
1785, in Olmütz mit Verordnung vom 17. Auguſt 1787. 

Neben dem Vermögen der frommen Bruderſchaften waren es 
urſprünglich freiwillige Gaben, welche den Grundſtock des Vermögens 
der Pfarr Armeninſtitute bildeten. Die freiwilligen Gaben erfolgten 
durch periodiſche Beiträge wohlhabender Einwohner der Pfarrgemein⸗ 
den, durch Sammlung mit Armenbüchſen in den Wohnungen und mit 
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Klingelbeuteln und durch Opferſtöcke in den Kirchen. Mancherwärts 
wurden die Kapitalien zur Erlöſung der gefangenen Chriſtenſclaven 
und Baarſchaften gewiſſer aufgehobenen Zünfte fur das Armeninftitut 
eingezogen. (Hof⸗Decret vom 17. uli 1783 nnd 1785.) Im Laufe 
der Zeit entſtand den Armeuinſtituten ein Vermögenszuwachs durch die 
denſelben zugewendeten Erbſchaften und Vermächtniſſe. Werden letztere 
den Armen im Allgemeinen zugedacht, ohne daß fie der Erblaſſer näher 
bezeichnet hat, fo find fie jedesmal dem Local⸗Armenfonde des Erblaſ⸗ 
ſerg zuzuweiſen (Hofkauzlei⸗Deeret vom 16. Mai 1846, 3. 15919). 
Wenn Jemand feine Seele zum Erben einſetzt, ohne dabei der Leſung 
heiliger Meſſen ausdrüͤcklſch zu erwähnen, fo find zwei Drittel einer 
ſolchen Univerfalerbfejaft dem Local-⸗Armeninſtitute mit dem Auftrage 
auszufolgen, daß die damit bethellten Armen für ſolche Erblaſſer zu 
beten haben. (Hofkanzlei⸗Decret vom 17. September 1812, 9.⸗G.⸗S. 
Nr. 1006). Mit dem Hoſ⸗Decrete vom 1. December 1788 wurde 
hinſichtlich der geiſtlichen Verläſſe (nicht blos die eine wirkliche Seel ⸗ 
ſorge ausübenden Weltprieſter, ſoudern der geſammte elerus secularis 
wurde hereinbezugen) beſtimmt, daß ein Drittel dem Armeninftitute 
zufallen ſolle. Hie und da find von allen Verlaſfenſchaften Percente 
ober Percentantheile an die Armeninſtitute zu entrichten ). Als eine 
befondere Einnahme für die Pfarr⸗Armeuinſtitute iſt ferner hervorzu⸗ 
heben das fogenaunte Armenpercent von freiwilligen Licitationen. (Hofe 
Decret vom 20. Juni 1784.) Endlich ſtrömen zu dem Armeninſtitute 
Slrafgelder, und zwar ſowohl ſolche, welche durch gerichtliche als welche 
durch politiſche Erkenntniſſe verhängt werden. 

Die Pfarr⸗Armeniuſtitute, welche meiſt einen Pfarrbezirk umfafe 
fen, werden durch den Pfarrer, als Inſtitutsvorſteher, nebſt Arme 
vätern (ſtimmführende Glieder ans den Pfarrgemeinden), als Ver⸗ 
mogensmitverwalter und Mitbetheiler, geleitet, Nicht felten, wenigſtens 
in größeren Orten beſteht auch ein Rechnungsführer. Die Armen» 
väter werden von den Vorfländen der eingepfarrten politiſchen Gemeine 
den im Einverſtändniſſe mit dem Pfarrer gewählt. Das Amt eines 
Armenwaters iſt ein ausgezeichnetes Ehrenamt. (Allerhöchſte Entſchließung 
vom 29, September 1803.) 

In Städten und größeren Orlen beſtehen befondere Organi⸗ 
ſatlonen für die Armeninſlitule. Namentlich find hier oftmals die 
Pfarrer bei der Leitung desfelben gar nicht betheiligt. 

(Fortſegung folgt.) 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Amtshaudlun der Gemeinden in Einquartierungsſachen geſchehen 

in übertragenen N ngsfreife, und Einguartlerungsfragen und Streitig⸗ 

keiten, inſoferm es ſich nicht lediglich um die Repartktion der Einquartierung 
handelt, gehören vor das Forum der politiſchen Behörden. 


Im Haufe des Johann E. zu R. (Niederöſterreich) war am 
3. November 1867 ein Soldat über eine Nacht und am 20. December 
1868 ein Mann über Tag und Nacht einquartirt. Hierfür ſteht dem 
Quartiergeber im erſten Falle die Gebühr von 7½ Kreuzer, im zweiten 
Falle von 31½ Kreuzer zu. Nach der Ausſage des Gemeindeſeeretärs 
in R., hat Johann E. um die erſte Gebühr ſeiner Zeit beim Gemeinde⸗ 
amte ſich gemeldet, auf die Auskunft aber, daß der Soldat dieſe 
Gebühr nicht erlegt hube, auf dieſelbe verzichtet. Im zweiten Falle 
forderte Johann E. die Gebühr vom Quartierineifter, der ſie aber 
aus dem Grunde nicht ſogleich ausfolgte, weil er ſie ſelbſt noch nicht 
erhalten hatte. In Folge deffen ſtellte Johann E. an die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft O. das Aufuchen um Abſtrafung des Quartiermeiſters, 
wegen boslicher Vorenthaltung der fraglichen Beträge, um Ausfolgungs⸗ 
veranlaſſung derſelben und um Erſatz der Auslagen per drei Gulden. 
Die Annahme der ihm mittlerweile vom Quartiermeiſter zugeſendeten 
Einauartierungseutſchädigung von 31½ Kreuzer verweigerte Johann E. 

Die Bezirkshauptmaunſchaſt wies die Eingabe des Johann E. 
aus materiellen Gründen zurück. Dagegen recurrirke Johann E. an 
die Statthalterei. Diefe hob die Entſcheidung der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft als „nichtig“ auf, weil die Beſchwerde des Johann E. gegen 
eine von der Gemeinde mit dem Einquartierungsgeſchäſte betrauete 
Perſon gerichtet geweſen und eine ſolche Angelegenheit eine interne 


*) Am 30. Jäuner/26. März 1792 erging die höchſte Schlußfaſſung, kraft 
welcher das Armeninſtitut in Erbſchaftsfällen, es mag als Erbe oder Legakar 
eintreten, von dem ihm zufollenden Erbantheile weber gerichtliche Taxen und 
andere Abhandlungsgebühren, noch eine Stempelgebühr zu enteichten Habe. 


Gemeindeangelegenheit ſei. Dieſer Entfcheidung wurde auch im letzter 
Inſtanz vom Miniſterium für Landesvertheidung beigepflichtet. 

Darauf wendete ſich Johann E. an die Gemeinde. R. Dieſe 
mies ihn zuruck, weil er auf die erſte Gebühr „Verzicht“ geleiftet 
habe und der zweite Betrag, welchen der Quartiermeiſter inzwiſchen 
deponirt hatte, ohuehin zur Verfügung des Beſchwerdeführers ſſehe. 
Koſten ſelen vom Beſchwerdeführer keinenfalls erfetzt zu verlangen. 
Dagegen recurrirte Johann E. abermals, und zwar an den Landes⸗ 
Aus ſchuß. Diefer erklärte ſich für zur Aburtheilung inconmpetent, weil 
es ſich um eine Agende handle, welche der Gemeinde im „übertragenen“ 
Wirkungskreiſe zukomme und da die politische Behörde in zweiter 
Inſtanz zu ſprechen habe. 

Bei dieſer Lage der Dinge und bei dem veränderten Umſtande, 
daß die Beſchwerde nicht mehr allein gegen den Quartiermeiſter, ſoudern 
auch gegen die Gemeinde gerichtet war, wurde das Ministerium für 
Landesvertheidigung um bie Beſlimmung bezuglich der Competenz an⸗ 
gegangen, Das Minifterium für Landesvertheidigung und öffentliche 
Sicherhet erſuchte mit dem Bemerlen, daß es felbft die politiſchen 
Behörden zur Eutſcheidung für competent erachte, das Miniſterium 
des Innern um die Wohlmeſnung. Dieſes erwiederte unterm 20. Februar 
1870, 3. 1012, „daß es der Abſicht des Miniſteriums für Laudes⸗ 
nertgeidigung, nunmehr die Bezirkshauptmannſchaſt als zur Entſcheidung 
über die in Rede ſtehende Beſchwerde competent zu erklären (und dieſe 
Eompetenz auch für künftige Falle feſtzuhalten) mit Hiublid auf 8. 97 
des niederöſterreichiſchen Gemeindegeſetzes !“) und weil es ſich in eon 
ereto um die Handhabung und Auslegung der Einquartierungs⸗Vor⸗ 
ſchriften handle, vollkommen beipflichte.“ Dieſe Anſchauung, bemerkte 
das Miniſterium des Innern, ſtehe ganz im Einklange mit einer 
früheren Entſcheidung des Miniſterlums des Innern (3. 16742 
de 1868), wo die Competenz zur Entscheidung der Frage, wer die 
Gemeindelaſten zu tragen habe, und in welchem Maße, den autonomen 
Organen zuerkannt, deſſenungenchtet aber ausgeſprochen worden ſel, 
daß wenn es ſich um bie Ligldität und Einbringung rückſtändiger 
Leiſtungen handle, unter denen auch Kriegspräſtationen und Einquar⸗ 
tierungslaften ſich befinden, eine Entſcheſdung darüber vor die politi⸗ 
ſchen Behörden gehöre. 2. 

Ein Fall zur Frage, ob eine Gemeinde nuch von „eingeführten“ Ver⸗ 
zehrungsſteuer⸗Oblecten, iusbeſondere Spiritus und Branntwein, die 
Zuſchläge erheben künne. 


Der Gemelnde⸗Ausſchuß von B. in Böhmen, hakte zur theil⸗ 
weiſen Deckung des für das Jahr 1869 berechneten communalen 
Defieits eine Umlage auf die indirecte Steuer vom Wein, Weingeiſte 
und Bier mit 15 Percent und vom Fleiſchconſume mit 10 Percent 
beſchloſſen. Eine derartige Umlage beftand fchon feit Jahren in B., 
auch wurde ſtels der von auswärts eingeführte Splritus mit biefer 
Indirecten Steuer belaſtet. Im Laufe des Jahres 1869 beſchwerten 
ſich mehrere Handelsleute und Fabrikanten in B. wegen Einhebung 
einer Umlage von „fremden“ Spiritus und gegen die Modalitäten 
der Einhebung. Allein der Stadtvorſtand von B. wies die Beſchwerde⸗ 
führer ab. In Folge deffen recurrirten dieſelben an die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft und trugen vor: „Die Gemeinde ſei nicht berechtigt, von 
einem fremden Spiritus, von welchem die indirecte Steuer bereits in 
einer anderen Gemeinde vorgeſchrieben wurde, eine Umlage feſtzuſetzen. 
Auch ſei die ſogenannte Tranſitozeit zu kurz. Unter dem Conſumo⸗ 
verbrauche, welcher von einer Gemeindeumlage getroffen werden könne, 
ſei die Umgeſtaltung zu Liqueur nicht zu verſtehen. Bei der Einhebung 
ſelbſt, für welche der Gemeinde⸗Ausſchuß keine Detailnorſchriften ges 
geben habe, feien die Beſchwerdeführer der Willkühr des Pächters 
preisgegeben.“ Die Bezirkshauptmaunſchaft erachtete ſich zur Entſcheldung 
competent, weil die Beſchwerde gegen die Frage der Geſetzmäßigkeit 
eines Gemeindebeſchluſſes gerichtet ſeſ. In merito erkannte die Bezirks⸗ 
hauptmanuſchaft, daß die Gemeinde mit Rückſicht auf 8. 79 der böhmischen 
Gemeinde⸗Ordnung **) zur Erhebung der in Frage ſtehenden Umloge 
berechtigt erſcheine. Der Töpercentige Zuſchlag dürfe nur von jenem 
Weingeiſte und Branntwein elugehoben werden, welcher im Gebiete 
der Stadt wirklich verbraucht werde. Es mache jedoch keinen Unter⸗ 
ſchled, ob die Verzehrungsſteuer in der Gemeinde oder anderwärts 
entrichtet werde. Dagegen dürſe der Zuſchlag nicht erhoben werden, 


*) „In den vom Staate ber Gemeinde übertragenen Angelegenheiten, geht 
die Berufung jedenfalls au die politische Bezirksbehorde.“ 

**) Der g. 79 zählt die Arten der Gemeindeumlagen auf. Darunter 
„Zuſchläge zur Verzehrumgsſteuer“. 
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wenn Weingeift und Brauntwein in ein anderes Product (Liqueur, 
Rofoglio u. f. w.) umgewandelt und ausgeführt werde. Hingegen von 
dem einheimiſchen Conſumo der erzeugten Probucte fei der Gemeinde 
zuſchlag als Verzehrungefteuer wie vom Weingeiſte zu leiſten. Hinſichtlich 
der Tranfitozeit (drei Tage) könnten die Beſchwerdeſührer um eine 
Verlängerung einſchreiten. Die Einhebungs⸗Modalitäten habe endlich 
allerdings die Gemeinde genau zu präciſiren. 

Nunmehr recurrirten die Fabrikanten an die Statthalterel. Dieſe 
erfounte Folgendes: „Es werde die Entſcheidung der Beſzirkshaupt⸗ 
mannſchaft, in fo weit mit derſelben erkannt wurde, daß der Beſchluß 
des Gemeinde⸗Ausſchuſſes von B. wegen Einhebung einer 15percentigen 
Umlage auf die indirecte Steuer von Wein, Weingeſſt und Bier ohne 
Rückſicht darauf, ob die Verzehrungsſteuer in B. oder anderwärts ent⸗ 
richtet werde, zu Recht beſtehe, als im Geſetze nicht begründet 
behoben. Denn der Vorgang der Gemeinde beinhalte eine Geſetzes⸗ 
verletzung (8. 103 der Gemeinde⸗Ordnung entſprechend Art. XVI des 
Geſetzes vom 5. März 1862 wegen fehlerhafter Auwendung der Geſetze), 
indem die Verpflichtung zum Leiften der gedachten Gemeindeumlage nur 
dann eintrete, wenn die Verzehrungsſteuer als das eigentliche Subſtrat 
der Umlage in der Gemeinde entrichtet werde und das bezügliche 
Object dieſer Steuer überbieß zun Verbrauche in der Gemeinde beſtimmt 
jet, indem bei Abweichung von dieſen Grundſätzen die Abgabe den 
Charakter einer Steuerumlage ganz verliere und den einer reinen 
Verbrauchsubgabe gunehmen würde, zu deren Einführung ein Landes. 
geſetz erforderlich ſei. Es beſtehe daher für die Gemeinde B. die Ver⸗ 
pflichtung, die 15percentige Umlage vom Weingeiſtverbrauche den 
Erlegern auf deren Verlangen zurückzahlen. Für den Fall, als die 
Recurreuten durch dieſe Entſcheldung ſich nicht klaglos halten, wurde 
ihnen freigeftellt, die Entſcheidung der Frage, ob der Gemeindebeſchluß 
im Sinne des $. 90 der Gemeinde- Ordnung („Beſchlüſſe des Aus⸗ 
ſchuſſes über Gemeindeumlagen jeder Art müſſen öffentlich kundgemacht 
werden. Iſt zu einem ſolchen Beſchluſſe eine höhere Genehmigung 
erforderlich, fo ſteht den Gemeinde ⸗Mitglledern frei, binnen acht Tagen 
Erinnerungen hlezu einzubringen.“) als rechtskräftig anzufehen fei, im 
autonomen Wege zu provpoeſren.“ 

Das Miniſterium des Innern entſchied unterm 24. December 
1869, 3. 17897, in nachſtehender Weſſe: „Die boͤhmiſche Gemeinde⸗ 
Ordnung enthält keine ausdrückliche Beſtimmung, welche die Abnahme 
von Verzehrungsfteuer⸗Zuſchlagen auf in der betreffenden Gemeinde 
ſelbſt der Verzehrungeſteuer unterliegende Objecte beſchränken würde. 
Der $. 86 der Gemeinde⸗Ordnung beſchränkt dieſe Zuſchläge lediglich 
durch die Beſtimmung, daß fie bloß den Verbrauch im Gemeinde⸗ 
gebiete und nicht die Production und den Handelsverkehr treffen. Diefer 
Beſtimmung ift die Abnahme von Gemein dezuſchlagen von eingeführten 
geſſtigen Getränken und Spirituoſen nicht entgegen, vielmehr würde 
ber Beſchräukung des Zuſchloges auf die in der Gemeinde verſteuerten 
Objecle durch den Zuſchlag die eiuheimiſche Production, well gegenüber 
der fremden offenbar benachtheiligel, empfindlich getroffen werden. In 
dieſer Erwägung und mit Rückſicht auf den Umſtand, daß die Aus⸗ 
dehnung der Verzehrungsſteuer⸗Zuſchläge auf die „eingeführten“ Ver⸗ 
zehrungsſteuer-Objecte der obbezeichneten Art, bisher nicht beanſtändet 
wurde, wird die Stattholterei-Eutſcheidung, mit welcher die Einhebung 
det von der Gemeindevertrelung der Stadt B. für das Jahr 1869 
beſchloſſeuen 15percentigen Zuſchlages zur Inbirecten Steuer von Wein, 
Weiugelſt und Bier, fo weit es ſich zunachſt um die in Frage geſtande⸗ 
nen Spirituoſen handelte, für geſetzlich unzuläfſig erklart, und der 
Gemeinde die Rückvergütung folcher im Jahre 1869 eingehobenen 
Beträge über Anlangen der Parteien aufgetragen wurde, behoben und 
die Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft wieder in Kraft ge“ 


b 
Aus dem Fragefaften. 


Gemielnde⸗Vorſtehung P—g in Kärnlen fragt: 

„Iſt der Gemeinde⸗Vorſteher, welchem von der politiſchen Behörde Pfän⸗ 
dungen und Schätzungen wegen rückſtändiger Steuern und Gebühren übertragen 
worden, berechtiget, ein Ganggeld und eine Zuſtellungsgebühr zu liguldiren 7“ 

Antm. d. Reb. 

Nein, in keinem Kronlande. Der Gemeinde⸗Vorſteher vollzieht bie in 
Frage befangenen Executionen im übertragenen Wirkungskreiſe (88. 28, 56 ber 
Gemeinde⸗Ordnung für Kärnten). Executlonskoſten zu Gunſten des die Execution 
vollziehenden Gemeinde⸗Vorſtehers gibt es nicht. Die Gemernde mag aber mit 
Hinblick darauf, daß es eine große Wohlihat für die Bevölkerung il, wenn 
der Gemeinde⸗Vorſteher exequixt, dieſem einen größeren Gehalt geben. In 


denjenigen Bezirken, wo conſeguent die Gemeinde⸗Vorſteher, und nicht bie 
Organe der Bezirkshauptmannſchaft gepfändet haben, war ſchließlich allgemeine 
Zufrledenheit, und bie Gemeinden haben ihrem Gemeeinde⸗Vorſteher gern den 
Gehalt erhöhet. 


Herr D. zu N. in Böhmen trägt Folgendes vor: 

Felir N. hatte dem erhaltenen Bauconſenſe zuwider ſein Gebäude, anſtatt 
mit feuerfeftene Maleriale, mit Holzſchindeln eingedeckt. Die Gemeinde-Vor⸗ 
ftebung hat ihm in Folge deſſen aufgetragen, ungeſäumk dle bauconſensmäßige 
Bedachung ins Werk zu ſetzen und hal ihm als Strafe wegen Nichtbefolgung 
der im Bauconſenſe enthaltenen Auflage und wegen Uebertretung der Bau⸗ 
Ordnung 10 fl. zudtekirt. Felix N. will gegen beide Verfügungen recurriren, 
Bezüglich der zuerkannten Geldbuße iſt in Böhmen (8. 86 der Baus Ordnung. 
88. 62, 65 ber Öemeinbe:Orbmung) unzweifelhaft dle poltliſche Bezicksbehörde 
Recursinſtanz. Wer aber, Gemeinde⸗Ausſchuß oder Bezirks⸗Außſchuß, If bin: 
ſcchtlich des zweiten Punktes betreffend bie Bedachung des Gebäudes (Felir N. 
behauptet nämſich, bauordnungs⸗ und bauconfensmäßig bedacht zu haben) 
competente Recuvsinftang ? 

An tw. d. Re d. 

Nach g. 40 der Gememde⸗Orbnung für Böhmen ift ohne allen Zweiſel 
dieser Recurs vor den Gemeinde⸗Ausſchuß zu bringen. Felix N. wird auch 
gut thun, bei der Vorlage des Mecurſes an die Gemelnde⸗Vorſtehung zu bean⸗ 
tragen, daß die Acten zuerſt dem Gemeinde⸗Ausſchuſſe vorgelegt werden. 
Deſſen Entscheidung iſt von faſt präfudlelrlicher Bedeutung für die der politi 
ſchen Bezirksbehörde. 


Verordnungen. 


Verordnung des Finanzutlniſte riums betreffend die Stempelbehandl ung 
der Kirchen- und Pfarrbeilaß-Inventarſen. 

Das k. k. Finanz⸗Miniſterium hat über eine von hieraus geſtellte An. 
frage mit dem Erlaſſe vom 2. Jänner 1870, 3. 40151, Nachſtehendes erklärt: 

Die Beilap-$noentarien ſind in der T. P. 22 des Gefezes vom 9. Je 
bruar 1850 in ihrer Eigenſchaft als Rechtsurkunden der Gebühr von 50 ke. 
für jeden Bogen unterworfen. 

Hiezu gehören auch bie in Folge kirchlicher oder staatlicher Anordnungen 
zum Schutze der Beneficien oder Kirchen aufzunehmenden Pfarr oder Kirchen⸗ 
Inventarien, von welchen jedoch die für die kirchliche oder polltiſche Aufſichts⸗ 
behörde (das Dlözeſan⸗Conſiſtorlum und die Statthalterei) beſtimmten Exem⸗ 
plare im Sinne der T. P. 102 lit. b des Gefehes vom 9. Februar 1850 
gebührenſrei zu behandeln ſind. (Beilage zum Finanz- Verordnungsblatte für 
Böhmen, Z. 486.) 


Erlaß der k. . Statthalterel für Steiermark vom 27. Februar 1870, . 488, 
betreffend das Evſpeuzverfahren bei zeitlicher Aufenthaltsveränderung 
uneingerelnter Rekruten, Urlauber und Refervemünner. 

Aus Anlaß eines bezüglich der Auslegung der unterm 22. September 
1869, g. 11480, verlautbarten Narmalvorſchrlft, belreffend das Eyidenzver⸗ 
fahren bei zeitlicher Aufenthaltsberünderung der uneingereißten Nekeuten , Ur⸗ 
lauber und Reſervemänner entftanbenen Zweifels, ob nämlich die mit Reiſo⸗ 
bewilltgungen verfehenen Urlauber und Reſervemänner auf ihren Meiſen auch 
zur Anmeldung der Veränderung des zeillich gewählten Aufenthaltes in der 
in dleſer Normalvorſchrift vorgezeichneten Weiſe verpflichtet ſind oder nicht, 
wurde von Seite bes Herrn Mineſters für Landesvertheſdigung und öffentliche 
Sicherheit mit hohen Erlaſſe vom 8. Jänner 1870, Z. 128, über gepſlogenes 
Einvernehmen mit dem f. k. Reichs⸗Kriegs⸗Miniſteriun eröffnet, daß diefe Ver⸗ 
pflichtung als eine zum Zwecke der Evidenthaltung unbedingt nothwendige 
anerkannt werden müſſe. 


Verordnung der ſtekernürkiſchen Statthalterei vom 27. Jänner 1870, Z. 884, 
betreffend die Inſtruction der Geſuche um wiederholte Militarbefrelu ng 

Aus Anlaß einer anher geſtellten Anfrage finde ich in Einverſtänd niſſe 
mit dem k. k. Geueral⸗Commando hier dein Herrn Bezirkshauptmaune zu be⸗ 
deuten, daß in bem Falle, in welchem es ſich um den neuerlichen Befreſungs⸗ 
anſpruch eines im letzten Jahre zeitlich Befrelten handelt, die früheren Erhe⸗ 
bungen allein nicht genügen, daß vielmehr die Beibringung der im 8. 39 
Punkt 2 der Inſtruction zum Wehrgeſetze bezeichneten Nachweiſe bei jeder Re⸗ 
Hamation erfolgen müſſe. 

Nachdem das Geſetz keine bezügliche Ausnahme geftattet, fo iſt ſich unter 
allen Uniſtünden ſtrenge an die angeführten Beſtimmungen des 8. 39 der In⸗ 
ſtruction zu hallen. 
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